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Senioren (bei einer Kreuzfahrt am Äquator): Keiner anderen Rentnergeneration ging es je besser 
R. + E. SCHÖNROCK / ACTION PRESS
A L T E R S V O R S O R G E

Ende einer Illusion
In aller Stille bereitet die Regierung tiefe Einschnitte in die gesetzliche Alterssicherung

vor, die damit auf das Niveau einer Basisversorgung zusammenschmelzen 
dürfte. Schon planen Grüne und Union den Einstieg in einen grundlegenden Systemumbau.
Ulla Schmidt versteht es, Grausam-
keiten so in Worthülsen zu ver-
packen, dass sie kaum noch zu er-

kennen sind. „Auch die Älteren müssen
mithelfen, die Lohnzusatzkosten zu sen-
ken“, sagt die Sozialministerin etwa. Oder:
„Ohne einen Beitrag der zukünftigen Rent-
ner wird es nicht gelingen, eine neue Ba-
lance zwischen Rentnern und Beitragszah-
lern zu finden.“

Balance? Beitrag? Mithilfe? Deutsch-
lands Senioren ahnen natürlich längst, was
sich hinter dem Verbalnebel der Ressort-
chefin aus den vergangenen Wochen ver-
birgt: Die Regierung will an ihr Geld.

Während die Republik noch eine auf-
geregte Sommerlochdiskussion darüber
führt, wie viele Hüftgelenke sie ihren Grei-
sen künftig noch spendieren kann, bereiten
die Beamten von Sozialministerin Schmidt
und Finanzminister Hans Eichel hinter den
verschlossenen Türen ihrer Berliner Amts-
sitze vor, was Rentnern wirklich wehtut:
tiefe Einschnitte bei den Altersbezügen.

Noch in diesem Herbst, so hat das Kabi-
nett auf seiner Klausur in Neuhardenberg
beschlossen, sollen die Minister die entspre-
chenden Gesetzentwürfe vorlegen – ohne
Rücksicht auf die mächtige Seniorenlobby. 

Tatsächlich will die Regierung den Se-
nioren in Zukunft allerhand zumuten: Das
Rentenniveau soll erneut gesenkt werden,
die Senioren müssen höhere Beiträge zur
Pflegeversicherung abführen, Rentner sol-
len Steuern zahlen. Alles in allem werden
die Rentenpläne die gesetzlichen Alters-
einkünfte nach Schätzungen von Experten
um mehr als 20 Prozent eindampfen.
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Was das bedeutet, zeigen interne Be-
rechnungen aus der so genannten Rürup-
Kommission der Bundesregierung sowie
des Verbandes Deutscher Rentenversiche-
rungsträger: Danach werden die Vorhaben
die gesetzliche Rente im Lauf der nächs-
ten drei Jahrzehnte auf das Niveau einer
Grundsicherung absenken. Selbst wer
jahrzehntelang eingezahlt hat, kann dann
künftig nur noch mit einer Rentenzahlung
rechnen, die kaum höher liegt als die
Sozialhilfe.

Der Republik steht eine neue, alte Dis-
kussion ins Haus. Wenn die Rente künftig
für die Masse der Beschäftigten kaum noch
das Lebensnotwendige sichern kann, war-
um nicht gleich den Umstieg auf ein Sys-
tem wagen, das der frühere sächsische Mi-
nisterpräsident Kurt Biedenkopf bereits 
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vor 20 Jahren propagiert hat – die Grund-
rente? 

CDU-Chefin Angela Merkel hat ihre
Sympathien für entsprechende Konzepte
bereits zu erkennen gegeben. Bei den Grü-
nen propagiert Fraktionschefin Katrin
Göring-Eckardt ähnliche Ideen: „Wir müs-
sen den Menschen ehrlich sagen, dass die
gesetzliche Rente allein künftig nicht aus-
reichen wird, um den Lebensstandard im
Alter zu sichern.“

Die Diskussion wird noch an Fahrt ge-
winnen, wenn die Regierung ihre Pläne in
einigen Wochen vorlegt. Vorgesehen ist un-
ter anderem:
• eine neue Rentenreform, um die Beiträ-

ge zu stabilisieren. Die fällige Altersgeld-
erhöhung im nächsten Jahr soll ausge-
setzt, das Rentenalter angehoben und
ein so genannter Nachhaltigkeitsfaktor
in die Rentenformel eingebaut werden.
Er soll das Altersgeldniveau schon vom
Jahr 2005 an stufenweise absenken. Der
Abschlag wird sich im Jahr 2030 auf
preisbereinigt rund 70 Euro je Monat be-
laufen, wie aus dem noch unveröffent-
lichten Abschlussbericht der Rürup-
Kommission zur Reform der Sozialsys-
teme hervorgeht. Allein dadurch sinkt
die Rente – zusätzlich zu den bereits be-
schlossenen Kürzungen der Riester-Re-
form – um weitere fünf Prozent. 

• Auch die Not leidenden Kassen der Pfle-
geversicherung sollen mit Hilfe der Se-
nioren saniert werden. Sozialministerin
Schmidt prüft Pläne, den
Rentnern künftig einen höhe-
ren Beitrag zur Pflegeversi-
cherung abzuverlangen, nach
Vorschlägen der Rürup-Kom-
mission in Höhe von zwei
Prozent der Altersbezüge.
Für einen Durchschnittsrent-
ner beliefe sich der so ge-
nannte intergenerative Las-
tenausgleich auf derzeit rund
20 Euro im Monat. Tendenz:
steigend. 

• Nach einem Urteil des Bun-
desverfassungsgerichts muss
die Besteuerung der Rente
grundlegend verändert wer-
den. Heute lässt der Fiskus
das gesetzliche Altersgeld
weitgehend verschont, dafür
greift er bei den Beiträgen der
Arbeitnehmer zu. Finanzmi-
nister Hans Eichel will das
Prinzip nun nach dem Ver-
fahren der so genannten
nachgelagerten Besteuerung
umkehren: Schrittweise sol-
len die Versichertenabgaben
in den nächsten Jahren vom
Zugriff des Staates freigestellt,
die Renten im Gegenzug be-
steuert werden.
Den Effekt auf die Altersein-

künfte zeigen interne Modell-
rechnungen des Verbandes Deutscher Ren-
tenversicherungsträger: Danach bleiben
Durchschnittsrentner in den nächsten Jah-
ren zwar noch von Steuerzahlungen ver-
schont. Wer aber im Jahr 2015 in Rente
geht, muss auf seine Monatsrente bereits 35
Euro Steuern abführen. Im Jahr 2025 sind
es bereits 138 Euro. Netto wird den Senio-
ren die Rente damit um weitere 7,5 Prozent
gekürzt.

Alles in allem werden die Pläne der rot-
grünen Regierung die Renten in den nächs-
ten zwei Jahrzehnten drastisch reduzieren.
Der Bremer Ökonom Winfried Schmähl
hat die Effekte addiert: Bereits die Riester-
Rentenreform senkt das Renten-Niveau bis
zum Jahr 2030 von derzeit 70 auf rund 64
Prozent der Nettolöhne. Die geplante Ren-
tenreform der Regierung würde das Ni-
veau im Jahr 2030 weiter auf nur noch 54
Prozent drücken. Und wer dann in Rente
geht, muss als Folge der neuen Besteue-
rungsregeln mit einem weiteren Rückgang
seiner Altersbezüge auf deutlich unter 50
Prozent rechnen. 

Das gesetzliche Altersgeld würde damit
endgültig zu einer „Grundrente demon-
tiert“, sagt Schmähl. Mit gravierenden 
Folgen: Heute muss ein Durchschnitts-
verdiener rund 26 Jahre arbeiten, um ein
Altersgeld auf dem Niveau der Sozialhilfe
zu erhalten. Künftig wird er rund 37 Jahre
berufstätig sein, um mit dem staatlichen
Altersgeld wenigstens die Armutsschwelle
zu überwinden. Dass die Rentenversiche-
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rung den Lebensstandard im Alter halb-
wegs halten kann, würde damit „endgültig
zu einer Illusion“, so Schmähl.

Die Deutschen müssen sich umstellen.
Derzeit geht es ihren Senioren so gut wie
noch keiner anderen Rentnergeneration
vor ihnen. So beziehen die meisten Män-
ner im alten Bundesgebiet gegenwärtig
eine monatliche Rente von 1200 Euro und
mehr. Die Mehrheit der Männer Ost-
deutschlands hat im Laufe ihres Berufsle-
bens immerhin Ansprüche von 1000 Euro
pro Monat erworben. 

Die durchschnittlichen Haushaltsbe-
züge der Senioren liegen jedoch noch 
wesentlich höher: Etwa jeder Zweite 
hat im Rentenalter neben dem staatlichen

Altersgeld zusätzliche Einkünf-
te. Die einen besitzen Eigen-
tumswohnungen, die anderen
bekommen Betriebsrenten oder
Lebensversicherungen, man-
che erhalten Zinsen aus Spar-
guthaben, einige wenige gehen
sogar im hohen Alter noch ar-
beiten. Allerdings unterschei-
det sich die Höhe der Zusatz-
einkommen zwischen den al-
ten und den neuen Bundes-
ländern deutlich. Im Westen
kommen immerhin durch-
schnittlich rund 400 Euro pro
Rentner, im Osten über 100
Euro zur staatlichen Altersren-
te hinzu.

Zählt man alle Einkommens-
quellen zusammen, so kann ein
verheiratetes Seniorenpaar in
den alten Bundesländern im Al-
ter über durchschnittlich knapp
2000 Euro netto monatlich ver-
fügen, in den neuen Bundeslän-
dern immerhin noch über 1750
Euro. 

Da verwundert es nicht, dass
nur 1,5 Prozent der Älteren auf
Sozialhilfe angewiesen sind, in
der Gesamtbevölkerung sind es
mehr als doppelt so viele.

Dass es den heutigen Senio-
ren materiell gut geht, haben sie
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Rentner von morgen (im Hamburg City Beach-Club): Negative Rendite
nicht nur den großzügigen Rentengesetzen
aus den Aufbaujahren der Republik zu ver-
danken, sondern auch der eigenen Gebär-
freudigkeit. Die heutige Rentnergeneration
hat genau jene Babyboomer der fünfziger
und sechziger Jahre großgezogen, die der-
zeit noch die Fabriken und Büros bevöl-
kern und mit ihren Beiträgen die Alters-
kassen füllen.

Wenn diese Generation aber in einigen
Jahren selbst in den Ruhestand wechselt,
bekommt sie unausweichlich die Quittung
für die Kinder-nein-danke-Mentalität der
vergangenen drei Jahrzehnte präsentiert.
Weil seit Anfang der siebziger Jahre die
Geburtenrate drastisch sank, fehlt es bald
an Beitragszahlern, um das heutige Renten-
niveau zu halten. 

Die finanziellen Folgen hat das Deut-
sche Institut für Altersvorsorge berechnet.
Danach hat ein 1930 geborener allein ste-
hender Durchschnittsverdiener in 45 Ar-
beitsjahren rund 95 600 Euro in die ge-
setzliche Rentenversicherung eingezahlt.
Dafür erhält er das 1,7fache an Rente
zurück: etwa 167200 Euro. Das entspricht
einer internen Rendite von real drei 
Prozent.
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Der Nach
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Deutlicher Rückgang
Wie die Reformen
der Regierung das
Rentenniveau* senken
Nettorentenniveau
derzeit: 70%

im Jahr 2030**:

■ nach Riester-Reform 64%

■ nach Vorschlägen
der Rürup-Kommission 54%

■ nach Reform
der Besteuerung 50%

*Rente eines Durchschnittsverdieners
mit 45 Beitragsjahren in Prozent
seines letzten Gehaltes

**Neuzugang 2030
Quelle: Prof. Winfried Schmähl
Wer dagegen 2015 das Rentenalter er-
reicht, erzielt noch eine Rendite von gut ei-
nem Prozent. Jahrgänge, die 2030 in Ren-
te gehen, können gerade mal den Gegen-
wert ihrer Beiträge als Rente erwarten. Wer
noch später Rentner wird, muss sogar mit
einer negativen Rendite rechnen. So be-
kommt der kinderlose Durchschnittsrent-
ner des Jahres 2040 nur noch 80 Prozent
seiner eingezahlten Beiträge zurück.

So verheerend sind die Zahlen, dass in
der Politik radikalere Reformpläne wieder
Auftrieb erhalten: vor allem das bereits vor
Jahrzehnten entwickelte Grundrenten-
konzept des früheren sächsischen Minis-
terpräsidenten Kurt Biedenkopf. Anstatt
den schleichenden Tod des bestehenden
Rentensystems abzuwarten, so die Idee,
solle die Politik den unvermeidlichen Über-
gang lieber rasch und gezielt vollziehen:
Ausgezahlt würde ein Sockelbetrag für alle
auf Sozialhilfeniveau, finanziert von allen
Steuerzahlern. Wer im Alter besser leben
will, muss zusätzlich privat vorsorgen. 

Während die Regierungspartei SPD sol-
che Konzepte bislang noch kategorisch ab-
lehnt, haben die Grünen die Einführung ei-
nes ähnlichen Systems bereits vor wenigen
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Wochen auf einem Parteitag beschlossen.
In der Union wächst die Zahl der Befür-
worter. Noch vor kurzem wurde die Idee
einer Grundsicherung für die Altersver-
sorgung von der CDU-Führung als „Ein-
zelmeinung“ des Ex-Ministers Horst See-
hofer abgetan. Der christdemokratische
Generalsekretär Laurenz Meyer gab die
Parole aus: „Das ist nicht unsere Position.“
Jetzt teilt Parteichefin Merkel mit: „Wir las-
sen das derzeit durchrechnen.“ Und auch
CSU-Chef Edmund Stoiber halte eine steu-
erfinanzierte Sockelrente für einen „inter-
essanten“ Vorschlag, verkündete kürzlich
sein Generalsekretär Thomas Goppel. 

Wo christliche Politiker bislang sozialis-
tische Gleichmacherei entdeckten, weil 
die Altersrente nicht mehr von der eige-
nen Arbeitsleistung abhängt, sehen sie nun
Vorteile: Die Belastung des Faktors Ar-
beit mit Sozialbeiträgen würde drastisch
sinken. Anders als heute müssten alle Bür-
ger – auch Beamte und Selbständige – das
Sozialsystem finanzieren. Ebenso wür-
den neben dem Lohn auch Einkünfte aus 
Immobilienbesitz oder Wertpapieranlagen
für die Finanzierung der Rente herange-
zogen.

Ein Problem freilich haben die Bieden-
kopf-Nachfolger bis heute nicht gelöst. Wie
kann der Übergang ins neue System orga-
nisiert werden? Die Ansprüche heutiger
Rentner und Beitragszahler nämlich sind
zu einem Gutteil verfassungsrechtlich ge-
schützt. Für eine geraume Zeit müssten die
Deutschen deshalb doppelt zahlen: für die
Altansprüche der bisher Versicherten wie
für den Aufbau des neuen Systems. 

Dennoch wächst in der Union die Be-
reitschaft, den Neustart zu wagen. „Die
langfristigen Vorteile sind größer als die
kurzfristigen Schwierigkeiten“, urteilt Her-
mann-Josef Arentz, Chef der christdemo-
kratischen Arbeitnehmer (CDA). „Das
wäre ein Schub für mehr Arbeitsplätze.“

Die Bewahrer des alten Systems gera-
ten derweil ins Abseits. Es gehe um den
Unterschied zwischen „Bürger und Unter-
tan“, polemisierte noch jüngst Ex-Arbeits-
minister Norbert Blüm, der sich in seiner
Amtszeit unnachgiebig gegen die Bieden-
kopf-Ideen stemmte. „Die Grundrente ist
ein Anschlag auf Fleiß und Sparsamkeit
der Arbeitnehmer.“

Doch an die alten Slogans glauben in-
zwischen nicht einmal mehr die eige-
nen Verbündeten. Der CDU-Sozialexper-
te Josef Hecken zum Beispiel, der als
Blüms Büroleiter jahrelang den Abwehr-
kampf gegen die Ideen des sächsischen 
Ministerpräsidenten organisierte, hat sich
als zuständiger Staatssekretär des saarlän-
dischen Ministerpräsidenten Peter Müller
inzwischen zum glühenden Befürworter
der Grundrente gewandelt. „Der schönen
Vergangenheit nachzuweinen ist sinn-
los“, sagt er heute. „Die Vergangenheit 
ist tot.“ Michael Sauga, Christoph Schult,

Janko Tietz


